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Reichs⸗Geſetzblatt. 
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Inhalt: Geſe t, betreffend die Pflichten der Kaufleute bei Aufbewahrung fremder Werthpapiere. S. 183. — 
Geſetz wegen Abänderung des Geſetzes vom 22. März 1891, betreffend die Kaiſerliche Schutztruppe 
für Deutſch- Oſtafrita, und des Geſetzes vom 9. Juni 1895, betreffend die Kaiſerlichen Schutztruppen 
für Südweſtafrika und für Kamerun. S. 187. — Bekanntmachung, betreffend Ausnahmen von 
dem Verbote der Sonntagsarbeit im Gewerbebetriebe. S. 191. 


(Nr. 2316.) Geſetz, betreffend die Pflichten der Kaufleute bei Aufbewahrung fremder Werth⸗ 
papiere. Vom 5. Juli 1896. 


Wir Wilhelm von Gottes Gnaden Deulſcher Kaiser, Koͤnig 
von Preußen ı. 


verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: l 
vB 


Ein Kaufmann, welchem im Betriebe ſeines Handelsgewerbes Aktien, Kune, 
Interimsſcheine, Erneuerungsſcheine (Talons), auf den Inhaber lautende oder durch 
Indoſſament übertragbare Schuldverſchreibungen, oder vertretbare andere Werth⸗ 
papiere mit Ausnahme von Banknoten unverſchloſſen zur Verwahrung oder als 
Pfand übergeben find, iſt verpflichtet: 

1. dieſe Werthpapiere unter äußerlich erkennbarer Bezeichnung jedes Hinter- 
legers oder Verpfänders geſondert von ſeinen eigenen Beſtänden und 
von denen Dritter aufzubewahren, 

2. ein Handelsbuch zu führen, in welches die Werthpapiere jedes Hinter⸗ 
legers oder Verpfänders nach Gattung, Nennwerth, Nummern oder 
ſonſtigen Unterſcheidungsmerkmalen der Stücke einzutragen ſind; der 
Eintragung ſteht die Bezugnahme auf Verzeichniſſe gleich, welche neben 
dem Handelsbuche geführt werden. Die Eintragung kann unterbleiben, 
inſoweit die Werthpapiere zurückgegeben ſind, bevor die Eintragung 
bei ordnungsmäßigem Geſchäftsgange erfolgen konnte. 

Das Recht und die Pflicht des Verwahrers oder Pfandgläubigers, im 
Intereſſe des Hinterlegers oder Verpfänders Verfügungen oder Verwaltungs- 
handlungen vorzunehmen, wird durch die Beſtimmung unter Ziffer 1 nicht berührt. 
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$. 2. 

Eine Erklärung des Hinterlegers oder Verpfänders, durch welche der Ver⸗ 
wahrer oder Pfandgläubiger ermächtigt wird, an Stelle hinterlegter oder ver⸗ 
pfändeter Werthpapiere der im §. 1 bezeichneten Art gleichartige Werthpapiere 
zurückzugewähren oder über die Papiere zu ſeinem Nutzen zu verfügen, iſt, falls 
der Hinterleger oder Verpfänder nicht gewerbsmäßig Bank⸗ oder Geldwechsler⸗ 
geſchäfte betreibt, nur gültig, ſoweit ſie für das einzelne Geſchäft ausdrücklich 
und ſchriftlich abgegeben wird. 

Wird der Verwahrer oder Pfandgläubiger ermächtigt, an Stelle hinterlegter 
oder verpfändeter Werthpapiere der im $. bezeichneten Art gleichartige Werth⸗ 
papiere zurückzugewähren, ſo finden die Beſtimmungen des $. 1 keine Anwendung. 


§. 3. 

Der Kommiſſionär (Artikel 360, 378 des Handelsgeſetzbuchs), welcher einen 
Auftrag zum Einkaufe von Werthpapieren der im §. 1 bezeichneten Art ausführt, 
hat dem Kommittenten binnen drei Tagen ein Verzeichniß der Stücke mit Angabe 
der Gattung, des Nennwerthes, der Nummern oder ſonſtiger Unterſcheidungs⸗ 
merkmale zu überſenden. Die Friſt beginnt, falls der Kommiſſionär bei der 
Anzeige über die Ausführung des Auftrages eines Dritten als Verkäufer namhaft 
gemacht hat, mit dem Erwerbe der Stücke, andernfalls mit dem Ablaufe des 
Zeitraums, innerhalb deſſen der Kommiſſionär nach der Erſtattung der Aus⸗ 
führungsanzeige die Stücke bei ordnungsmäßigem Geſchäftsgange ohne ſchuldhafte 
Verzögerung beziehen konnte. 

Ein Verzicht des Kommittenten auf die Ueberſendung des Stückeverzeichniſſes 
iſt, falls der Kommittent nicht gewerbsmäßig Bank- oder Geldwechslergeſchäfte 
betreibt, nur dann wirkſam, wenn er bezüglich des einzelnen Auftrages ausdrücklich 
und ſchriftlich erklärt wird. 

Soweit die Auslieferung der eingekauften Stücke an den Kommittenten 
erfolgt oder ein Auftrag des Kommittenten zur Wiederveräußerung ausgeführt 
iſt, kann die Ueberſendung des Stückeverzeichniſſes unterbleiben. 


F. 4. 

Iſt der Kommiſſionär mit Erfüllung der ihm nach den Beſtimmungen des 
F. 3 obliegenden Verpflichtungen im Verzuge und holt er das Verſäumte auf eine 
danach an ihn ergangene Aufforderung des Kommittenten nicht binnen drei Tagen 
nach, ſo iſt der Kommittent berechtigt, das Geſchäft als nicht für ſeine Rech⸗ 
nung abgeſchloſſen zurückzuweiſen und Schadenserſatz wegen Nichterfüllung zu 
beanſpruchen. 

Die Aufforderung des Kommittenten verliert ihre Wirkung, wenn er dem 
Kommiſſionär nicht binnen drei Tagen nach dem Ablaufe der Nachholungsfriſt 
erklärt, daß er von dem im Abſatz 1 bezeichneten Rechte Gebrauch machen wolle. 


8. 5. 

Der Kommiſſionär, welcher einen Auftrag zum Umtauſche von Werthpapieren 
der im F. 1 bezeichneten Art oder zur Geltendmachung eines Bezugsrechts auf ſolche 
Werthpapiere ausführt, hat binnen zwei Wochen nach dem Empfange der neuen 
Stücke dem Kommittenten ein Verzeichniß der Stücke mit den im F. 3 Abſatz 1 vor⸗ 
geſchriebenen Angaben zu überſenden, ſoweit er ihm die Stücke nicht innerhalb dieſer 
Friſt aushändigt. 


§. 6. 
Der Kommiſſionär, welcher den im $. 5 ihm auferlegten Pflichten nicht 
genügt, verliert das Recht, für die Ausführung des Auftrages Proviſion zu 
fordern (Artikel 371 Abſatz 2 des Handelsgeſetzbuchs). 


Ba. 

Mit der Abſendung des Stückeverzeichniſſes geht das Eigenthum an den 
darin verzeichneten Werthpapieren auf den Kommittenten über, ſoweit der Kom⸗ 
miſſionär über die Papiere zu verfügen berechtigt iſt. Die Beſtimmungen des 
bürgerlichen Rechts, nach welchen der Uebergang des Eigenthums ſchon in einem 
früheren Zeitpunkte eintritt, bleiben unberührt. 

Der Kommiſſionär hat bezüglich der in feinem Gewahrſam befindlichen, 
in das Eigenthum des Kommittenten übergegangenen Werthpapiere die im F. 1 
bezeichneten Pflichten eines Verwahrers. 


§. 8. 

Ein Kaufmann, welcher im Betriebe ſeines Handelsgewerbes fremde Werth⸗ 
papiere der im F. 1 bezeichneten Art einem Dritten zum Zweck der Aufbewahrung, 
der Veräußerung, des Umtauſches oder des Bezuges von anderen Werthpapieren, 
Zins⸗ oder Gewinnantheilſcheinen ausantwortet, hat hierbei dem Dritten mitzu⸗ 
theilen, daß die Papiere fremde ſeien. Ebenſo hat er in dem Falle, daß er einen 
ihm ertheilten Auftrag zur Anſchaſfung ſolcher Werthpapiere an einen Dritten 
1 „ dieſem hierbei mitzutheilen, daß die Anſchaffung für fremde Rechnung 
geſchehe. 

Der Dritte, welcher eine ſolche Mittheilung empfangen hat, kann an den 
übergebenen oder an den neu beſchafften Papieren ein Pfandrecht oder ein Zurück⸗ 
behaltungsrecht nur wegen ſolcher Forderungen an ſeinen Auftraggeber geltend 
machen, welche mit Bezug auf dieſe Papiere entſtanden ſind. 


8. 9. 


Wenn ein Kaufmann über Werthpapiere der im $. 1 bezeichneten Art, 
welche ihm zur Verwahrung oder als Pfand übergeben ſind, oder welche er als 
Kommiſſionär für den Kommittenten in Beſitz genommen hat, außer dem Falle 


des §. 246 des Strafgeſetzbuchs zum eigenen Nuten oder zum Nutzen eines 
34* 


En 


— 


Dritten rechtswidrig verfügt, wird er mit Gefängniß bis zu einem Jahre und 
Geldſtrafe bis zu dreitauſend Mark oder mit einer dieſer Strafen beſtraft. 

Der gleichen Strafe unterliegt, wer der Vorſchrift des §. 8 zum eigenen 
Nutzen oder zum Nutzen eines Dritten vorſätzlich zuwiderhandelt. 

Iſt der Thäter ein Angehöriger (. 52 Abſatz 2 des Strafgeſetzbuchs) des 
Verletzten, ſo tritt die Verfolgung nur auf Antrag ein. Die Zurücknahme des 
Antrages iſt zuläſſig. Der §. 247 Abſatz 2 und 3 des Strafgeſetzbuchs findet 
entſprechende Anwendung. 

$. 10. 

Ein Kaufmann, welcher feine Zahlungen eingeftellt hat oder über deſſen 
Vermögen das Konkursverfahren eröffnet worden iſt, wird mit Gefängniß bis zu 
zwei Jahren beſtraft, wenn er den Vorſchriften des §. 1 Ziffer 1 oder 2 vor⸗ 
ſätzlich zuwidergehandelt hat und dadurch der Berechtigte bezüglich des Anſpruches 
auf Ausſonderung der von jenem zu verwahrenden Werthpapiere benachtheiligt 
wird, desgleichen wenn er als Kommiſſionär den Vorſchriften der $$. 3 oder 5 
vorſätzlich zuwidergehandelt hat und dadurch der Berechtigte bezüglich des An⸗ 
ſpruches auf Ausſonderung der von jenem eingekauften, eingetauſchten oder bezo⸗ 
genen Werthpapiere benachtheiligt wird. 


g. 11. 


Ein Kaufmann, welcher ſeine Zahlungen eingeftellt hat oder über deſſen 
Vermögen das Konkursverfahren eröffnet worden iſt, wird mit Zuchthaus beſtraft, 
wenn er im Bewußtſein ſeiner Zahlungsunfähigkeit oder Ueberſchuldung fremde 
Werthpapiere, welche er im Betriebe ſeines Handelsgewerbes als Verwahrer, 
Pfandgläubiger oder Kommiſſtonär in Gewahrſam genommen, ſich rechtswidrig 
zugeeignet hat. 

Sind mildernde Umſtände vorhanden, ſo tritt Gefängnißſtrafe nicht unter 
drei Monaten ein. 

§. 12. 

Die Strafvorſchrift des F. 9 findet gegen die Mitglieder des Vorſtandes 
einer Aktiengeſellſchaft oder eingetragenen Genoſſenſchaft, die Geſchäftsführer einer 
Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung, ſowie gegen die Liquidatoren einer Handels- 
geſellſchaft oder eingetragenen Genoſſenſchaft Anwendung, wenn ſie in Anſebung 
von Werthpapieren, die ſich im Beſitze der Geſellſchaft oder Genoſſenſchaft be⸗ 
finden oder von dieſer einem Dritten ausgeantwortet ſind, die mit Strafe bedrohte 
Handlung begangen haben. 

Die vorbezeichneten Perſonen werden, wenn die Geſellſchaft oder Genoffen- 
ſchaft ihre Zahlungen eingeſtellt hat, oder wenn über deren Vermögen das 
Konkursverfahren eröffnet worden iſt, beſtraft 

1. gemäß F. 10, wenn fie den Vorſchriften des §. 1 Ziffer 1 oder 2 oder 

den Vorſchriften der $$. 3 oder 5 vorſätzlich zuwidergehandelt haben 
und dadurch der Berechtigte bezüglich des Anſpruches auf Ausſonderung 
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der von der Geſellſchaft oder Genoſſenſchaft zu verwahrenden oder von 
ihr eingekauften, eingetauſchten oder bezogenen Werthpapiere benach⸗ 
theiligt wird, 

2. gemäß $. 11, wenn fie im Bewußtſein der Zahlungsunfähigkeit oder 
Ueberſchuldung der Geſellſchaft oder Genoſſenſchaft freinde Werthpapiere, 
welche von diefer als Verwahrer, Pfandgläubiger oder Kommiſſionar 
in Gewahrſam genommen ſind, ſich rechtswidrig zugeeignet haben. 


§. 13. 
Dieſes Geſetz findet auf diejenigen Klaſſen von Kaufleuten keine Anwendung, 
für welche gemäß Artikel 10 des Handelsgeſetzbuchs die Vorſchriften über die 
Handelsbücher keine Geltung haben. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 


Gegeben Odde, an Bord M. P. „Hohenzollern“, den 5. Juli 1896. 


(L. S.) Wilhelm. 


von Boetticher. 


(Nr. 2317.) Geſetz wegen Abänderung des Geſetzes vom 22. März 1891 (Reichs ⸗Geſetzbl. 
S. 53), betreffend die Kaiſerliche Schutztruppe für Deutſch⸗Oſtafrika und 
des Geſetzes vom 9. Juni 1895 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 258), betreffend die 
Kaiſerlichen Schutztruppen für Südweſtafrika und für Kamerun. Vom 
7. Juli 1896. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiſer, Konig 


von Preußen ac. 


verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: 
Artikel J. 
An Stelle des F. 1 des Geſetzes vom 22. März 1891 und des §. 1 des 
Geſetzes vom 9. Juni 1895 tritt die folgende Beſtimmung: 

Zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit 
in den Afrikaniſchen Schutzgebieten insbeſondere zur Bekämpfung des 
Sklavenhandels, werden Schutztruppen verwendet, deren oberſter Kriegs- 
herr der Kaiſer iſt. 
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Artikel II. 


An Stelle der $$. 3, 4, 5, 6 Abſatz 2, F. 7 Abſatz 1, §§. 14, 16 Abſatz 1 
und F. 17 des Geſetzes vom 22. März 1891 treten die folgenden Beſtimmungen: 


F. 3. 

Die den Schutztruppen zugetheilten deutſchen Militärperſonen und 
Beamten ſcheiden aus dem Heere, und ſoweit ſie der Kaiſerlichen Marine 
angehören, aus dieſer aus, jedoch bleibt ihnen der Rücktritt, bei 
Wahrung ihres Dienſtalters, unter der Vorausſetzung ihrer Tauglichkeit, 
vorbehalten. Die den Schutztruppen zugetheilten Beamten gelten als 
Militärbeamte. 

$. 4. 

Hinſichtlich des ſtrafgerichtlichen Verfahrens gegen die den Schutz 
truppen zugetheilten Militärperſonen finden die Vorſchriften der Militär⸗ 
Strafgerichtsordnung Anwendung vorbehaltlich der durch die beſonderen 
Verhältniſſe gebotenen Abweichungen, welche durch Kaiſerliche DVer- 
ordnung beſtimmt werden. 


Se 

In Betreff der Verſorgungsanſprüche der den Schutztruppen zu⸗ 
getheilten Militärperſonen und ihrer Angehörigen finden, ſoweit ſie dem 
Heere angehörten, die Beſtimmungen, welche für die aus den Etats 
für die Verwaltung des Reichsheeres beſoldeten Militärperſonen gelten, 
und ſoweit ſie der Kaiſerlichen Marine angehörten, die Beſtimmungen 
für die aus dem Marine⸗Etat beſoldeten Militärperſonen mit den nach- 
ſtehenden Maßgaben Anwendung. 


F. 6 Abſatz 2. 

Die Entſcheidung darüber, ob eine mit dem Dienſt in den Schutz- 
truppen in urſächlichem Zuſammenhange ſtehende Dienſtbeſchädigung 
vorliegt, erfolgt für diejenigen Perſonen des Soldatenſtandes, welche 
in das Heer zurückgetreten ſind, durch die oberſte Militärverwaltungs⸗ 
behörde des Kontingents und für die in die Kaiſerliche Marine Zurüd- 
getretenen durch den Reichskanzler (Reichs-Marine⸗Amt). 


§. 7 Abſatz 1. 

Bei Bemeſſung der Höhe der Penſion bleiben die Bezüge in den 
Schutztruppen außer Betracht. Hinſichtlich der Offiziere, Ingenieure 
des Soldatenſtandes, Deckoffiziere, Sanitätsoffiziere und oberen Beamten 
werden als penſionsfähiges Dienſteinkommen die Gebührniſſe zu Grunde 
gelegt, welche ihnen nach ihrem Dienftalter und ihrer Charge, bei Fort- 
ſetzung ihres Dienſtverhältniſſes in der Heimath zugeſtanden hätten. 


— 


Soweit ſie in ihrer früheren Stellung ein Dienſteinkommen nicht gehabt 
haben, wird der der Berechnung der Penſion zu Grunde zu legende 
Betrag vom Reichskanzler beſtimmt. 


. 14. 


Werden Militärperſonen nach dem Ausſcheiden aus der Schutz⸗ 
truppe wegen einer mit dem Dienſt in letzterer in urſächlichem Zu⸗ 
ſammenhange ſtehenden Dienſtbeſchädigung penftonirt, nachdem fie in 
den Dienſt des Heeres oder der Kaiſerlichen Marine wieder übernommen 
waren, fo fällt die geſammte von ihnen erdiente Penſion dein Penfiond- 
fonds des Reichsheeres beziehungsweiſe der Kaiſerlichen Marine zur Laſt. 


§. 16 Abſatz 1. 

Die in den §F. 41 ff., §. 56 und . 94 ff. des Geſetzes vom 
27. Juni 1871 vorgeſehenen Beihülfen ſtehen den Hinterbliebenen auch 
dann zu, wenn der Tod in Folge einer militäriſchen Aktion oder klima⸗ 
tiſcher Einflüſſe und vor Ablauf von ſechs Jahren nach dem Ausſcheiden 
aus der Schutztruppe eingetreten iſt. Iſt der Tod in Folge einer ſolchen 
militäriſchen Aktion oder klimatiſcher Einflüſſe eingetreten, ſo ſind dieſe 
als Kriegsdienſtbeſchädigung im Sinne des F. 14 des Reichsgeſetzes 
vom 13. Juni 1895 anzuſehen. 


$. 17. 
Oberſte Verwaltungs- beziehungsweiſe Reichsbehörde im Sinne der 
Penſionsgeſetze iſt für die Schutztruppen der Reichskanzler Auswärtiges 

Amt, Kolonial⸗Abtheilung). 
Artikel III. 
Hinter Abſchnitt II des Geſetzes vom 22. März 1891 wird folgender Ab- 
ſchnitt eingeſchaltet: 
Ha. Wehrpflicht. 
§. 17a. 


Durch Kaiſerliche Verordnung wird beſtimmt, in welchen Schutz⸗ 
gebieten und unter welchen Vorausſetzungen wehrpflichtige Reichs⸗ 
angehörige, die daſelbſt ihren Wohnſitz haben, ihrer aktiven Dienſt⸗ 
pflicht bei den Schutztruppen Genüge leiſten dürfen. 


F. 17 b. 


Die in den Schutzgebieten ſich dauernd aufbaltenden Perſonen 
des Beurlaubtenſtandes des Heeres und der Kaiſerlichen Marine können 
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durch Kaiſerliche Verordnung in Fällen von Gefahr zu nothwendigen 
Verſtärkungen der Schutztruppe herangezogen werden. In dringenden 
Fällen können ſolche Verſtärkungen vorläufig durch den oberſten Beamten 
des Schutzgebietes angeordnet werden. Jede Einberufung dieſer Art 
iſt einer Dienſtleiſtung im Heere oder in der Kaiſerlichen Marine gleich 
zu achten. 


$. 170. 
Auf Geiſtliche, ſowie auf Miſſionare der in den Schutzgebieten 


thätigen Miſſionsgeſellſchaften finden die vorſtehenden Beſtimmungen 
($$. 17a und 17 b) keine Anwendung. 


F. 17d. 

In Betreff der Verſorgungsanſprüche der in den §§. 17a und 
17 p bezeichneten Militärperſonen finden die Beſtimmungen dieſes Ge⸗ 
ſetzes mit folgenden Einſchränkungen Anwendung: 

1. Die Penſionserhöhung des $. 9 iſt nur bei Invalidität in 
Folge kriegeriſcher Unternehmungen zu gewähren, 

2. die Doppelrechnung der Dienſtzeit nach Maßgabe des F. 11 
findet nur für die auf kriegeriſche Unternehmungen entfallende 
Zeit ſtatt. 

Treten die in den $$. 17a und 17 b genannten Angehörigen der 
Schutztruppen in ein Kapitulationsverhältniß zu dieſen über, ſo fallen 
für das nunmehr beginnende Dienſtverhältniß die vorſtehend erwähnten 
Einſchränkungen fort. 


Artikel IV. 


Der F. 2 des Geſetzes vom 9. Juni 1895 wird aufgehoben. 


Artikel V. 


Der F. 4 des Geſetzes vom 9. Juni 1895 erhält folgenden Zuſatz: 


Vorſtehende Beſtimmungen finden auf die bei der Landeshaupt⸗ 
mannſchaft von Togo auf Grund von Dienſtverträgen gebildeten 
Truppen entſprechende Anwendung. 


Artikel VI. 


In dem Geſetze vom 22. März 1891 erhält die Ueberſchrift des Abſchnitts III 
die Faſſung: 


„Uebergangs⸗ und Schlußbeſtimmungen.“ 


Hinter $. 20 tritt die folgende Beſtimmung: 


SL. 


Die näheren Vorſchriften über die Organiſation der Schutztruppen 
werden vom Reichskanzler erlaſſen. 


Artikel VII. 


Der Reichskanzler wird ermächtigt, die Beſtimmungen der Geſetze vom 
22. März 1891 und 9. Juni 1895, wie ſie ſich aus den Aenderungen dieſes 
Geſetzes ergeben, als Geſetz, betreffend die Kaiſerlichen Schutztruppen in den 
Afrikaniſchen Schutzgebieten und die Wehrpflicht daſelbſt, durch das Reichs— 
Geſetzblatt bekannt zu machen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 


Gegeben zu Odde am Bord M. Yacht „Hohenzollern“, den 7. Juli 1896. 


(L. S.) Wilhelm. 
Fürſt zu Hohenlohe. 


(Nr. 2318.) Bekanntmachung, betreffend Ausnahmen von dem Verbote der Sonntagsarbeit 
im Gewerbebetriebe. Vom 14. Juli 1896. 


Auf Grund des F. 105 d der Gewerbeordnung hat der Bundesrath nachſtehende 


Beſtimmung, betreffend Ausnahmen von dem Verbote der Sonntags— 
arbeit im Gewerbebetriebe, 
beſchloſſen: 


1. In der Tabelle, welche der Bekanntmachung vom 5. Februar 1895 
Reichs⸗Geſetzbl. S. 12), betreffend Ausnahmen von dem Verbote der Sonntags⸗ 
arbeit im Gewerbebetriebe, beigefügt ift, erhält die Gruppe E (orſtwirthſchaftliche 
ee Leuchtſtoffe, Fette, Oele und Firniſſe) unter Ziffer 10 folgenden 

uſatz: 


Neichs⸗Geſetzbl. 1896. 3 


San Bezeichnung Bedingungen, 

g 

der nach $. 105 d zugelaffenen unter welchen 

der Betriebe, Arbeiten. die Arbeiten geftattet werden. 


it A, ! 3. 


10. Fiſchmehl⸗ Der Betrieb während der Die den Arbeitern zu gewährende Ruhe hat 
und Fiſchthran- Zeit vom 1. September bis zum mindeſtens zu dauern: 
fabriken. 1. März. Dieſe Ausnahme findet Für; N . 
auf das Weihnachtsfeſt keine Eee BER “Ser 
Anwendung. oder für jeden dri en Sonntag s unden 
oder, ſofern an den übrigen Sonntagen die 
Arbeitsſchichten nicht länger als 12 Stun⸗ 
den dauern, für jeden vierten Sonntag 
36 Stunden. 

Der Reichskanzer iſt befugt, Abweichungen 
hinſichtlich der Dauer der Ruhezeit zuzulaſſen; die⸗ 
ſelbe muß jedoch für jeden Arbeiter mindeſtens 
die Geſammtdauer ſeiner auf die zwiſchenliegenden 
Sonntage fallenden Arbeitszeit erreichen. 

Ablöſungsmannſchaften dürfen je 12 Stunden 
nach und vor ihrer regelmäßigen Beſchäftigung 
zur Arbeit nicht verwendet werden. Die denſelben 
zu gewährende Ruhe muß mindeſtens das Maß 
der den abgelöſten Arbeitern gewährten Ruhe 
erreichen. 


2. Die vorſtehende Beſtimmung tritt mit dem Tage der Verkündung 
in Kraft. 


Berlin, den 14. Juli 1896. 


Der Reichskanzler. 


In Vertretung: 
von Boetticher. 


Herausgegeben im Reichsamt des Innern. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


